
BUNDESSOZIALGERICHT

Beschluß

in dem Rechtsstreit

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

Kassenärztliche Vereinigung Hessen,
Frankfurt (Main), Georg-Voigt-Straße 11-15,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beiggladgn:

1) Landesverband der Ortskrankenkassen in Hessen,
Frankfurt (Main) 1, Battonnstraße 40,

2) Landesverband der Betriebskrankenkassen in Hessen,
Frankfurt (Main) 70, Thorwaldsenstraße 29,

3) Landesverband der lnnungskrankenkassen für das Land Hessen,
Wiesbaden, Rhein3traße 36,

4) Verband der Ange3telhen-Krankenkassen e.V.,

Hamburg 1, Steindamm 98.

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. August 1975

durch den Vorsitzenden Richter Dr. L a n g k e i t und die

Richter Dr. Schmitt und Dr. Heinze

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen Landessozialge-

richts vom 5. Dezember 1973 wird als unzulässig verworfen,

Außergerichtliche K03ten sind nicht zu erstatten.
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Gründe:

Der Kläger ist als Internist zur kassenärztlichen Versorgung zugelassen und an der

ersatzkassenärztlichen Versorgung beteiligt. Seine Honorarberechnungen für die

Quartale IV 1967, !, III und IV 1968, |, III und IV 1969 sowie l und ll 1970 wur—

den von den Prüfungsinstanzen der Beklagten teils für den Bereich der BVD-Kas-

sen, teils für den Bereich der Ersatzkassen gekürzt. Die jeweiligen Widersprüche

des Klägers blieben ohne Erfolg.

Die dagegen erhobenen Klagen hat das Sozialgericht (SG) Frankfurt (Main) zu zwei

Verfahren verbunden und durch Urteile vom 12. Januar 1972 abgewiesen. Die

Berufungen des Klägers hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) zur gemein—

samen Verhandlung und Entscheidung verbunden und durch ein aufgrund mündli-

cher Verhandlung ergangenes Urteil vom 5. Dezember 1973 zurückgewiesen. Es

hat die Unwirtschaftlichkeit der Behandlungsweise des Klägers daraus erschlos-

sen, daß er in den 11 geprüften Quartalsabrechnungen den vergleichbaren Fach-

gruppendurchschnitt der Internisten in W. um 32 % bis 90 % überschrit-

ten habe. Soweit eine Überschreitung der Durchschnittswerte um weniger als

40 % vorliege - das komme für zwei Quartals in Betracht - sei die Unwirtscha■-

lichkeit zudem durch nicht zu beanstandende Einzelfallprüfungen erhärtet. Der Klä-

ger könne sich nicht darauf berufen, als Cardiologe behandelt zu werden, da ihm

die Führung dieser Fachgebietsbezeichnuhg nicht genehmigt worden sei. Seine

cardiologische Erfahrung und Betätigung werde als Praxisbesonderheit berücksich-

tigt. Ihr sei durch die Zubilligung eines 3-fachen Satzes an EKG—Diagnostik ausrei-

chend Rechnung getragen worden. Der Kläger könne sich auch nicht auf Einspa-

rungen berufén; diese seien nur bei Kausalität zwischen dem Mehr- und dem Min-

deraufwand beachtlich, der jedoch nicht schon vermutet werden könne. Zu die-

sem Punkt habe der Kläger keine substantiierten Behauptungen vorgetragen und

das sachkundige Gericht habe sie auch nicht feststellen können.

Gegen dieses Urteil richtet sich die nicht zugelassene Revision des Klägers. Er rügt

zunächst eine Verletzung des rechtlichen Gehörs (55 62, 128 Abs. 2 Sozialge-

richtsgesetz -SGG-l. Die mündliche Verhandlung vor dem LSG habe nur 1 1/4

Stunden gedauert. Diese Zeitspanne sei für den umfangreichen Prozeßstoff zu
kurz und der Kläger sei insofern nicht hinreichend zu Wort gekommen, als er unter

Zeitdruck gestanden habe. Aus diesem Grunde habe ihm das LSG auch unzutref—

fenderweise die Eigenschaft eines Cardiologen abgesprochen. Weiterhin habe das
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LSG dadurch gegen 5 128 Abs. 2 SGG verstoßen, da es die von der Beigelade—

nen vorgelegten Zahlen über Krankenhauseinweisungen mit zur Grundlage seines

Urteils gemacht habe,
obwohl

der Kläger sie im Termin sofort bestritten hätte. Der

Vorsitzende sei nach 5 106 Abs. 1 SGG verpflichtet gewesen, darauf hinzuwir-

ken, daß die Beklagte hinreichendes statistisches Material über die Zahl der Kran-

kenhauseinweisungen vorlege, weil sich daraus die Einsparungen des Klägers hät- '

ten erkennen lassen. Diese Verpflichtung habe das LSG verletzt und sei dadurch

zu einer falschen Entscheidung gelangt. Schließlich habe das LSG auch gegen

& 103 SGG verstoßen, weil es die Zahl der von Fachkollegen vorgenommenen

Krankenhauseinweisungen nicht ermittelt habe, sonst hätte es die besondere Wirt-

schaftlichkeit der Behandlungsweise des Klägers erkannt.

Die Revision des Klägers ist nicht zulässig. Ihre Zulässigkeit bestimmt sich nach

E 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG in der bis zum 31. Dezember 1974 geltenden Fassung

(SGG aF), weil das angefochtene Urteil vor dem 31. Dezember 1974 verkündet

worden ist (Art. III und IV des Gesetzes zur Änderung des SGG vom 30. Juli

1974 - BGBl I, 1625). Die Voraussetzungen des & 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG iVm

5 164 Abs. 2 SGGaF sind jedoch nicht erfüllt. '

Bei der Frage, ob das Verfahren des LSG an einem wesentlichen Mangel leidet, ist

vom sachlich-rechtlichen Standpunkt des LSG auszugehen (BSG 2, 84). Das LSG

hat die Unwirtschaftlichkeit der Behandlungsweise des Klägers aus einem statisti-

schen Vergleich seiner Honoraranforderungen mit der anderer W. Inter-

nisten erschlossen. Es hat den Kläger nicht als Cardiologen betrachtet, weil er

diese Fachteilgebietsbezeichnung nicht geführt habe, hat ihm jedoch seine cardio-

logische Erfahrung als Praxisbesonderheit gewertet und insbesondere bei der Ab-

rechnung der Röntgenleistungen berücksichtigt. Da der Kläger selbst vorgetragen

hatte, keine Genehmigung der Landesärztekammer zur Führung der Bezeichnung

“Cardiologe” zu besitzen, war das LSG bei seiner Rechtsauffassung nicht ver-

pflichtet, über die Qualifikation des Klägers weitere Ermittlungen anzustellen, und

es konnte ihn auch zutreffend mit anderen Internisten vergleichen.

Zur Frage kompensationsfähiger Einsparungen hat das LSG die Rechtsauffassung

vertreten, daß solche nur dann zu bejahen seien, wenn zwischen dem Mehr- und

dem Minderaufwand eine nicht nur auf Vermutungen beruhende Kausalität beste-

he. Bei dieser Rechtsauffassung wäre das LSG nur dann zu weiterer Sachaufklä-

rung verpflichtet gewesen, wenn der Kläger Tatsachen behauptet hätte, die zum
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Nachweis des Kausalzusammenhangs hätten führen können. Das iSt indessen

nicht der Fall gewesen.

Schließlichhat das LSGden Grundsatzdes rechtlichenGehörsnicht verletzt. Das

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat wiederholt ausgesprochen, das Grund-

recht auf rechtlichesGehörverlange,daß einergerichtliChenEntscheidungnur 80|-

che Tatsachenund Beweisergebnissezugrundegelegt werden, ZUdenen Stellung

zu nehmen den Beteiligten Gelegenheit gegeben war (Vgl. BVerfG 5, 22, 24; 6,

12, 14). Es hat aber weiter erklärt, ein Verstoß gegen Art. 103 des Grundgeset—

zes (GG)führe nicht zur Aufhebung des Urteils,wenn der Verfahrensbeteiligtedie

vorhandenen prozessualen Möglichkeiten, sich das rechtliche Gehör ZU verschaf-

fen, nicht ausgeschöpft habe (BVerfG 5, 9, 11). Der Klägerhat nicht behauptet,

daß ihm in der mündlichen Verhandlung das Wort versagt worden sei; wenn er

glaubte, durch Zeitdruck in seinen Ausführungenbeschränktworden zu sein, so

d'aßet Wesentlichesnicht vorbt'mgenkonnte,sohätteet die Mögtichke'itgehabt,

am Endeder mündlichenVerhandlungentwederdie Weiterführungder mündlichen

VerhandlungoderderenVertegungzu beantragenund übersein Begehreneinen

Gerichtsbeschlußherbeizuführen.Dieseihm verfahrensmäßigzustehendenMög-

lichkeitenhat derKläger,wie dasSitzungsprotokolldesLSGerweist,nichtergrif-
fen. Er kann mithin mit seiner Rüge nicht gehört werden.

Soweit der Kläger & 128 Abs. 2 SGGdeshalbals verletzt ansieht, weil das LSG

die von dem Beigeladenenzu 1) vorgelegtenZahlenüber Krankenhauseinweisun-

gen mit zur Grundlage seiner Entscheidunggemacht habe, iSt seine Rüge un-

schlüssig. Der Kläger trägt in seiner Revisionselbst vor, daß er diese Zahlen im

Termin zur mündlichen Verhandlungvor dem LSGbestritten habe; daraus folgt

aber, daß ihm die Möglichkeit eingeräumtwerdenist, SiChdazuZUäußern. lm Üb-

rigen hat das LSG keineswegs —nach der schtihiithen Usteitsbegtünütän9: die

maßgebend ist - das vom beigeladenenLandesverbandder Ortskrankenkassen

über Krankenhauseinweisungen vorgelegte Zahlenmaterial als solches verwertet,

sondern darauf abgestellt, daß der KlägerkeinekonkretenNachweiseüber hierbei

erzielte Einsparungen vorgelegt habe und daß sich die —zu Gunsten des Klägers

unterstellte —geringereZahl von Krankenhauseinweisungenin einzelnenQuartalen

aus dem Krankengut des Klägers erkläre.

Die Behauptung des Klägers schließlich, daß die mündliche Verhandlung vor dem

LSG nur pro forma abgehalten worden sei und das Urteil im Wesentlichen schon
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festgestanden habe, vermag ebenfalls keinen wesentlichen Verfahrensmangel zu

begründen. Wie der erkennende Senat bereits in seiner Entscheidung vom

26. Juni 1959 eingehend dargelegt hat (vgl. SozR Nr. 133 zu 5 162 SGG), be—

darf es schon des Vorliegens ganz besonderer Umstände, wenn die Annahme ge-

rechtfertigt sein soll, ein Gericht habe das Ergebnis der mündlichen Verhandlung

unbeachtet gelassen. Das Vorliegen derartiger Umstände hat der Kläger in seiner

ReVision aber weder erläutert noch unter Beweis gestellt, er hat es vielmehr bei

bloßen Vermutungen bewenden lassen.

Da das Verfahren des LSG nicht an wesentlichen Mängeln leidet, ist die Revision

des Klägers als unzulässig zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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